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Monopolkommission für Zulassungsfreiheit 
im Handwerk 
 

Die Monopolkommission spricht sich ge-

gen die diskutierte Ausweitung des 

Meisterzwangs aus. Die Marktentwick-

lung seit der teilweisen Liberalisierung 

des Handwerks liefert keine überzeu-

genden Argumente für eine solche Be-

rufszugangsbeschränkung. Die Möglich-

keit, den Meisterbrief freiwillig zu er-

werben, bleibt hiervon unberührt. 

 
Im Handwerk war der Meisterbrief lange Zeit ein notwendi-

ges Qualifikationserfordernis zur Gründung eines Hand-

werksbetriebs. Durch eine am 1. Januar 2004 in Kraft getre-

tene Reform der Handwerksordnung (HwO) wurde dieser 

sog. Meisterzwang für 53 der 94 Handwerksberufe abge-

schafft. Seitdem wird in den zulassungsfreien Berufen (Anla-

ge B Abschnitt 1 zur HwO; z. B. Fliesen-, Platten- und Mosaik-

leger, Gebäudereiniger, Raumausstatter) für die selbstständi-

ge Leitung eines Handwerksbetriebs keine spezifische 

Berufsqualifikation mehr benötigt. Der Meistertitel kann 

aber freiwillig erworben werden, sofern für den betreffenden 

Beruf eine Ausbildungsordnung besteht. In den zulassungs-

pflichtigen Berufen (Anlage A zur HwO; z. B. Friseure, Kraft-

fahrzeugtechniker, Elektrotechniker) besteht hingegen im 

Grundsatz der Meisterzwang fort, wobei mehrere Ausnah-

meregelungen existieren, etwa für erfahrene Gesellen (sog. 

Altgesellen) und EU-Ausländer, §§ 7 ff. HwO. Der Meister-

zwang gilt nur noch für solche Gewerke, bei deren Ausübung 

nach Auffassung des Gesetzgebers Gefahren für die Gesund-
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Eine Ausweitung des Meisterzwangs ist aus wettbewerbspolitischer Sicht 
abzulehnen, da sie zusätzliche Hürden für den Markt- und Berufszugang errichtet. 

• Sicherung von Qualität und Stärkung der Ausbildung im Handwerk erfordern 
keinen Meisterzwang 

• Ökonomische Erwägungen begründen verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber 
Eingriff in Berufsfreiheit 
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heit oder das Leben Dritter entstehen können. Im Mittel-

punkt steht damit nicht mehr die (bloße) Leistungsfähigkeit 

des Handwerks, sondern die Abwehr von etwaigen, aus man-

gelnder Qualität resultierenden Gefahren. Ergänzend wird – 

nach wie vor – auf die Sicherung der Ausbildungsleistung 

abgestellt. 

 

Zurzeit wird die Wiedereinführung des Meisterzwangs für 

einzelne der im Jahr 2004 zulassungsfrei gestellten Hand-

werksberufe diskutiert. In dem Koalitionsvertrag zur 19. Le-

gislaturperiode finden sich an verschiedenen Stellen Aussa-

gen, die auf eine Ausweitung des Meisterzwangs im Hand-

werk hindeuten.
1
 Nachdem sich einzelne Politiker in der 

Presse für eine Ausweitung des Meisterzwangs ausgespro-

chen hatten, brachte zunächst die bayerische Landesregie-

rung im Bundesrat einen Antrag zur Ausweitung des Meis-

terzwangs ein, bevor im Dezember 2018 der Bundestag an-

lässlich zweier Anträge der AfD sowie der FDP über das The-

ma debattierte. Dort wurde beschlossen, die Vorlagen zur 

weiteren federführenden Beratung in den Ausschuss für 

Wirtschaft und Energie zu überweisen.
2
 Als wesentliche 

Gründe für eine Ausweitung des Meisterzwangs werden 

angeführt, dass sich die Qualität der Arbeit in den zulassungs-

freien Gewerken teilweise deutlich verschlechtert habe und 

weniger Nachwuchs ausgebildet werde.  

 

Die Monopolkommission hat sich in früheren Gutachten 

wiederholt für die Abschaffung des Meisterzwangs im Hand-

werk ausgesprochen.
3
 Die Handwerksnovelle aus dem Jahr 

2004 hat sie dabei zuletzt als wichtigen Schritt auf dem Weg 

zu einer umfassenden Reform der Handwerksordnung ange-

sehen. In dem vorliegenden Policy Brief zeigt die Monopol-

kommission, dass nach ihrer Einschätzung die angeführten 

Argumente die Ausweitung des Meisterzwangs im Handwerk 

nicht rechtfertigen können. Die drohende Rückabwicklung 

der teilweisen Liberalisierung des Handwerks ist ein Schritt in 

die falsche Richtung. 

Zahlreiche Neugründungen infolge der 
Abschaffung des Meisterzwangs 

Die Abschaffung des Meisterzwangs, die ca. 11 Prozent der 

im Jahr 2003 zulassungsbeschränkten Handwerksbetriebe 

betraf, hat – neben anderen Faktoren – in den zulassungs-

freien Gewerken zu einem Gründungsboom geführt. Von 

2003 bis 2017 ist die Anzahl der eingetragenen Betriebe im 

deregulierten Handwerksbereich nach Angaben des Zentral-

verbands des Deutschen Handwerks (ZDH) von 74.940 auf 

244.273 gestiegen, während die Anzahl der Betriebe in den 

weiterhin zulassungspflichtigen Handwerksberufen im glei-

chen Zeitraum leicht von 587.762 auf 574.086 zurückgegan-

gen ist. Bei vielen Neugründungen in den zulassungsfreien 

Gewerken handelt es sich um eher kleine Betriebe sowie 

Soloselbstständige, wobei die Chance zur Selbstständigkeit 

viele formal niedriger qualifizierte Personen sowie Migranten 

genutzt haben.
4
 Mit Blick auf die abhängige Beschäftigung 

gibt es derweil keine gesicherten empirischen Erkenntnisse 

zur Wirkung der Handwerksnovelle. Bislang gibt es allenfalls 

Indizien, die auf einen sehr leichten Rückgang der abhängi-

gen Beschäftigung hindeuten. Die Auswirkung der Novelle 

auf die Gesamtbeschäftigung ist insgesamt uneindeutig. 

Neben einer deutlichen Zunahme der Markteintritte ist in 

den zulassungsfreien Gewerken, anders als in den weiterhin 

zulassungspflichtigen Gewerken, zudem eine Erhöhung der 

Marktaustritte sowie eine geringere Überlebensrate bzw. 

Stabilität der Betriebe feststellbar.
5
 Diese teilweise als prob-

lematisch erachtete Entwicklung dürfte nicht zuletzt auf die 

höhere Wettbewerbsintensität in den zulassungsfreien Ge-

werken zurückzuführen sein. 

 

Abb. 1: Entwicklung des Betriebsbestands 

 
Anm.: Bestand jeweils am 31.12. 

Quelle: ZDH, eigene Darstellung 

Meisterzwang kein adäquates Instrument zur 
Sicherung hoher Qualität 

Aus ökonomischer Sicht ist eine Markteintrittsbarriere wie 

der Meisterzwang nur zu rechtfertigen, soweit es auf (einzel-

nen) Handwerksmärkten zu einem Marktversagen kommt. 

Denkbar ist dies vor allem aufgrund von Informationsasym-

metrien zwischen den Handwerkern und Verbrauchern hin-
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sichtlich der Produkt- und Dienstleistungsqualität. Wenn es 

vielen Verbrauchern nicht möglich ist, Qualitätsunterschiede 

bei handwerklichen Arbeiten zu beurteilen, kann ein freier 

Marktzugang theoretisch zu einem sukzessiven Rückgang der 

durchschnittlichen Qualität führen, da die Anbieter von ho-

her Qualität infolge der geringeren durchschnittlichen Zah-

lungsbereitschaft der Verbraucher den Markt verlassen oder 

selbst eine schlechtere Qualität anbieten (sog. adverse Selek-

tion). Qualitative Mindestanforderungen, etwa in Form von 

Qualifikationsnachweisen, können unter solchen Marktbe-

dingungen ein Instrument zur Überwindung von Information-

sasymmetrien und zur Behebung des Marktversagens dar-

stellen. 

 

Aus Sicht der Monopolkommission ist der Meisterzwang 

allerdings aus mehreren Gründen kein geeignetes Instrument 

zur Sicherung einer hohen Qualität im Handwerk. Zu beach-

ten ist insofern zunächst, dass der Meisterzwang primär die 

Möglichkeit zur Gründung bzw. Leitung eines Handwerksbe-

triebs betrifft. Hierdurch wird zwar sichergestellt, dass die 

Betriebsinhaber bzw. -leiter eine formal höhere Qualifikation 

aufweisen. In der Praxis werden allerdings viele Arbeiten von 

Gesellen und Lehrlingen und nicht von den Betriebsinhabern 

bzw. Meistern ausgeführt. Auch dürfte eine einmalig absol-

vierte Meisterprüfung nicht zur dauerhaften Qualitätssiche-

rung ausreichen.  

Kein empirischer Nachweis für Qualitätsdefizite 
aufgrund der Abschaffung des Meisterzwangs 

Von diesen grundsätzlichen Zweifeln an der Geeignetheit des 

Meisterzwangs zur Qualitätssicherung abgesehen, existieren 

bislang auch keine empirischen Studien zu den Auswirkungen 

der Abschaffung des Meisterzwangs auf die Entwicklung der 

durchschnittlichen Qualität. Insofern ist derzeit weitestge-

hend offen, ob sich die Abschaffung des Meisterzwangs – wie 

häufig kolportiert – tatsächlich negativ auf die Qualität in den 

zulassungsfreien Gewerken ausgewirkt hat. Gleichzeitig wäre 

ein Rückgang der durchschnittlichen Qualität in einzelnen 

Gewerken aber auch nicht per se problematisch, sofern dies 

den Präferenzen der Verbraucher entspricht. Ferner ist Quali-

tätsdifferenzierung ein wesentliches Merkmal wettbewerb-

lich organisierter Märkte und ermöglicht es Verbrauchern, 

das für sie passende Qualitätsniveau zu einem für sie pas-

senden Preis nachzufragen. 

 

In einem solchen Marktumfeld mit differenzierten Angebots-

qualitäten kann der Meisterbrief unter Umständen ein frei-

williges Qualitätssignal darstellen, durch das Verbrauchern 

ein besonderes Qualitätsversprechen signalisiert werden 

kann. Die Unterscheidung zwischen Meister- und Nichtmeis-

terbetrieben kann für die Verbraucher sodann ein Anhalts-

punkt sein, um die für sie passende Preis-Qualitäts-

Kombination auszuwählen. Weitere marktendogene Informa-

tionsmechanismen, durch welche Informationsasymmetrien 

zumindest teilweise abgebaut werden, sind etwa die Reputa-

tion von Betrieben sowie persönliche Empfehlungen.
 

Zur 

Erhöhung der Markttransparenz haben in den letzten Jahren 

nicht zuletzt Vermittlungs- und Bewertungsportale für Hand-

werker im Internet beigetragen.  

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen Meister-
zwang zur Sicherung der Qualität  

Angesichts der oben angeführten ökonomischen Einwände 

begegnet die Ausweitung des Meisterzwangs zur Sicherung 

der Qualität im Handwerk auch verfassungsrechtlichen Be-

denken.
6
 Ein Eingriff in das Grundrecht der Berufsfreiheit aus 

Art. 12 Abs. 1 GG – hier wohl in Form einer subjektiven Be-

rufszulassungsvoraussetzung – ist nur bei Vorliegen gewichti-

ger Belange des Gemeinwohls zu rechtfertigen. Der Eingriff 

muss zudem verhältnismäßig sein. Die Wahrung der Qualität 

der Arbeit im Handwerk dürfte einen solchen Grundrechts-

eingriff indes kaum rechtfertigen. 

 

Zunächst ist zu berücksichtigen, dass – wie ausgeführt – die 

Vorstellungen über ein ausreichendes Maß an Qualität und 

die Bereitschaft der Verbraucher, für eine höhere Qualität 

mehr zu bezahlen, unterschiedlich sind. Für den Fall, dass die 

Arbeit tatsächlich mangelhaft erbracht wurde, stehen außer-

dem die gesetzlichen Gewährleistungsrechte zur Verfügung. 

Zwar kann deren Durchsetzung unter Umständen schwierig 

sein – etwa aufgrund der Insolvenz des Auftragnehmers. Dies 

ist aber kein exklusives Problem in den zulassungsfreien Ge-

werken, wenngleich hier die Zahl der Marktaustritte wie 

erwähnt höher bzw. die Stabilität der Betriebe insgesamt 

geringer ist. Zudem ist zu betonen, dass der Markt hinrei-

chend transparent ist und die Auftraggeber zwischen etab-

lierten und neuen Betrieben sowie zwischen Meister- und 

Nichtmeisterbetrieben wählen können. Der Verweis auf die 

Gewährleistungsrechte mag zu kurz gegriffen sein, sofern 

mangelnde Qualität zu einer Gefahr für Leib und Leben Drit-

ter führen kann; dies setzt freilich voraus, dass man das Ar-
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gument, der Meisterbrief garantiere eine höhere Qualität, 

grundsätzlich akzeptiert. Vor diesem Hintergrund nahm der 

Gesetzgeber im Rahmen der Reform der HwO in den Jahren 

2003/2004 eine Einteilung in – insbesondere – gefahrgeneig-

te und somit zulassungspflichtige Handwerke sowie sonstige, 

zulassungsfreie Handwerke vor (s. o.). Dies geschah aus-

drücklich mit dem Ziel, den Meisterzwang verfassungsrecht-

lich stärker abzusichern. Aber selbst unter Berücksichtigung 

des dem Gesetzgeber seitens der Rechtsprechung zugestan-

denen weiten Einschätzungs- und Prognosespielraums
7
 ist 

die Gefahrgeneigtheit der zulassungsfrei gestellten Gewerke 

zweifelhaft. Jedenfalls müsste der Gesetzgeber nun begrün-

den, inwiefern mit Blick auf die Gefahrengeneigtheit einzel-

ner Gewerke die Einschätzung in den Jahren 2003/2004 

falsch gewesen ist bzw. heute eine andere Bewertung ange-

zeigt ist.  

Meisterzwang auch kein adäquates Instrument 
zur Stärkung der Ausbildung im Handwerk 

Auch das Ziel einer Stärkung der Ausbildungsleistung des 

Handwerks kann aus Sicht der Monopolkommission eine 

Ausweitung des Meisterzwangs nicht rechtfertigen. Hinter-

grund der Forderung nach einer Ausweitung des Meis-

terzwangs ist in diesem Zusammenhang, dass im Handwerk 

vor allem Meisterbetriebe zur Ausbildung von Lehrlingen 

berechtigt sind (vgl. dazu die Infobox auf S. 5). 

 

Betrachtet man die Entwicklung der Ausbildungszahlen des 

Handwerks, so zeigt sich, dass der Lehrlingsbestand sowohl in 

den zulassungsfreien als auch in den zulassungsbeschränkten 

Gewerken rückläufig ist. Von 1997 bis 2017 ist die Anzahl der 

Auszubildenden in den zulassungspflichtigen Gewerken nach 

Angaben des ZDH von 538.507 auf 304.363 und in den zulas-

sungsfrei gestellten Gewerken von 32.342 auf 14.292 zurück-

gegangen. Dabei ist die Anzahl der Auszubildenden in den 

zulassungsfrei gestellten Gewerken sowohl in den Jahren vor 

als auch in den Jahren nach der Handwerksnovelle 

2003/2004 relativ betrachtet stärker zurückgegangen. Aktuell 

ist insbesondere in den zulassungsfreien Gewerken weiterhin 

ein Rückgang der Ausbildungszahlen feststellbar, während in 

den zulassungspflichtigen Gewerken die Ausbildungszahlen 

zuletzt leicht gestiegen sind. 

 

Ob und – falls ja – inwieweit der stärkere Rückgang der Aus-

bildungszahlen in den zulassungsfreien Gewerken auch auf 

die Abschaffung des Meisterzwangs zurückzuführen ist, ist 

fraglich. Empirische Untersuchungen deuten zwar auf einen 

auch statistisch signifikanten Rückgang der Ausbildungsleis-

tung in den zulassungsfreien Gewerken ab dem Jahr 2009 

hin.
8
 Nicht eindeutig ist allerdings, ob dieser Rückgang in 

Anbetracht des zeitlichen Abstands zur Handwerksnovelle 

kausal auf die Abschaffung des Meisterzwangs zurückzufüh-

ren ist. Als möglicher anderer Grund hierfür wird teilweise 

die vorübergehende Aussetzung der Ausbilder-

Eignungsverordnung von 2003 bis 2008 angeführt. Hierdurch 

konnten in den zulassungsfreien Gewerken fachlich geeignete 

Betriebsinhaber auch ohne den Nachweis über den Erwerb 

besonderer berufs- und arbeitspädagogischer Kompetenzen 

Lehrlinge ausbilden. Diese Möglichkeit endete mit Beginn des 

Ausbildungsjahres 2009, woraufhin möglicherweise viele 

Betriebsinhaber in den zulassungsfreien Gewerken aus Kos-

ten-Nutzen-Erwägungen auf den Erwerb des Nachweises und 

damit auf die Ausbildung von Lehrlingen verzichteten. 

 

Abb. 2: Entwicklung des Lehrlingsbestands 

(Index: 2003=100) 

 
Anm.: Bestand jeweils am 31.12. 

Quelle: ZDH, eigene Darstellung 

Der möglicherweise auch auf die Abschaffung des Meis-

terzwangs zurückzuführende Rückgang der Ausbildungsleis-

tung rechtfertigt aus Sicht der Monopolkommission gleich-

wohl nicht dessen Wiederausweitung. Insoweit ist zunächst 

zu berücksichtigen, dass das Handwerk traditionell über den 

eigenen Bedarf ausbildet. Derzeit verbleiben nach Abschluss 

ihrer Ausbildung weniger als 40 Prozent der ausgebildeten 

Gesellen im Handwerk. Damit ist das Handwerk zwar ein 

wichtiger Fachkräftezubringer für andere Wirtschaftsberei-

che. Mit Blick auf die Sicherung des Fachkräftenachwuchses 

im Handwerk selbst verdeutlichen die Zahlen aber vor allem, 

dass im Handwerk eher ein Abwanderungs- denn ein Ausbil-

dungsproblem besteht.
9
 Ferner ist zu betonen, dass in ande-
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ren Wirtschaftsbereichen, wie z. B. in der Industrie, eine 

Marktzugangsbeschränkung wie der Meisterbrief zum Zwe-

cke der Steigerung der Ausbildungsleistung nicht für not-

wendig erachtet wird. Schließlich ist auch auf den geringen 

Anteil von ca. fünf Prozent der zulassungsfreien Gewerke an 

der Anzahl der Auszubildenden im Handwerk insgesamt hin-

zuweisen. Eine Ausweitung des Meisterzwangs dürfte inso-

fern rein quantitativ ohnehin nur geringe Auswirkungen auf 

die Ausbildungsleistung des gesamten Handwerks haben. 

 

Sofern der Gesetzgeber die schon heute hohe Ausbildungs-

leistung des Handwerks zur Sicherung des Fachkräftenach-

wuchses weiter stärken möchte, so sollte dies aus Sicht der 

Monopolkommission nicht über eine Ausweitung von Berufs-

zugangsbeschränkungen erfolgen. Stattdessen könnten ge-

zielte Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der beruf-

lichen Ausbildung sowie gegebenenfalls zur Erhöhung der 

Ausbildungsbereitschaft der Betriebe ergriffen werden. So 

könnte etwa der Erwerb der Ausbildungsberechtigung attrak-

tiver gestaltet werden. 

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen Meister-
zwang zur Stärkung der Ausbildungsleistung 

Danach bestehen auch mit Blick auf das Ziel einer Stärkung 

der Ausbildungsleistung als möglichem Rechtfertigungsgrund 

für eine Ausweitung des Meisterzwangs verfassungsrechtli-

che Bedenken. Zwar dürfte die Sicherstellung eines ausrei-

chenden Fachkräftenachwuchses im Handwerk und für die 

gesamte gewerbliche Wirtschaft einen gewichtigen Gemein-

wohlbelang darstellen.
10

 Zweifel ergeben sich aber hinsicht-

lich der Angemessenheit einer Ausweitung des Meis-

terzwangs. Fraglich erscheint, ob das grundsätzliche Ablegen 

einer Meisterprüfung, die mit einem großen zeitlichen, fach-

lichen und finanziellen Aufwand verbunden ist,
11

 ein solches 

gesetzgeberisches Ziel rechtfertigen kann, sofern der betref-

fende Handwerksberuf tatsächlich nicht gefahrgeneigt ist, 

sondern allenfalls Qualitätsdefizite in Rede stehen, und nur 

ein quantitativ kleiner Beitrag zur Ausbildungsleistung des 

Handwerks sowie der Gesamtwirtschaft zu erwarten ist 

(s. o.). 

 

 

AUSBILDUNGSBEFUGNIS IM HANDWERK 

• Zur Ausbildung befugt sind in den zulas-

sungspflichtigen Berufen derzeit neben 

Meistern „Altgesellen“ sowie Hochschulab-

solventen und Personen mit einer Ausnah-

mebewilligung, sofern sie den berufs- und 

arbeitspädagogischen Teil der Meisterprü-

fung oder eine gleichwertige Prüfung be-

standen haben (§ 22b Abs. 2 HwO).  

• In den zulassungsfreien Berufen sind die An-

forderungen ähnlich; dort ist, wenn keine 

Meisterprüfung abgelegt wurde, zur Ausbil-

dung befugt, wer eine fachliche Prüfung be-

standen hat und eine angemessene Dauer 

in dem entsprechenden Beruf tätig gewesen 

ist. Zusätzlich ist der Nachweis berufs- und 

arbeitspädagogischer Kompetenzen erfor-

derlich (§ 22b Abs. 3 HwO). 

Unklare bis negative Folgen einer Ausweitung 
des Meisterzwangs 

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen lehnt die Monopol-

kommission eine Wiederausweitung des Meisterzwangs auf 

die derzeit zulassungsfreien Gewerke ab. Eine Ausweitung 

des Meisterzwangs dürfte zu einem deutlichen Rückgang der 

Betriebsgründungen in den derzeit zulassungsfreien Gewer-

ken führen. Der bereits heute in einigen Handwerksberufen 

bestehende Fachkräftemängel dürfte sich hierdurch eher 

noch verschärfen denn mildern. 

 

Die Ausweitung des Meisterzwangs dürfte zwar zu einer 

Erhöhung der formalen Qualifikation der Betriebsinhaber 

bzw. -leiter beitragen. Inwiefern es hierdurch zu nachhaltigen 

Qualitätssteigerungen der angebotenen Leistungen kommen 

würde, ist hingegen unklar. Demgegenüber profitieren gera-

de die Verbraucher von der derzeitigen qualitativen Differen-

zierung handwerklicher Leistungen. Auch zur Stärkung der 

Ausbildungsleistung des Handwerks ist eine Beschränkung 

des Marktzugangs in Form des Meisterzwangs nicht erforder-

lich. Sofern eine Förderung der handwerklichen bzw. berufli-

chen Ausbildung für erforderlich gehalten wird, sollten hierzu 

zielgenauere Maßnahmen ergriffen werden. 
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